
	 Nr. 17 - Tag der Ausgabe: Erfurt, den 16. Juli 2021	     361

§ 21 
Übergangsbestimmungen

Die Amtsperiode der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ser Verordnung bestehenden Gutachterausschüsse ver-
längert sich einmalig bis zum 30. September 2024. Die 
Bestellung der Mitglieder der Gutachterausschüsse ver-
längert sich bis zum Ablauf der Amtsperiode nach Satz 1.

§ 22 
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils auch für Personen, die mit der Angabe "di-
vers" oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Ge-
burtenregister eingetragen sind.

§ 23 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Thüringer Gutachterausschuss-
verordnung vom 23. September 2013 (GVBl. S. 302), ge-
ändert durch Artikel 61 des Gesetzes vom 18. Dezember 
2018 (GVBl. S. 731), außer Kraft.

Erfurt, den 30. Juni 2021

Die Landesregierung

Der Ministerpräsident	 Der Minister für Infrastruktur 	
	 und Landwirtschaft

Bodo Ramelow	 Benjamin Hoff

Thüringer Verordnung zur Fortentwicklung urlaubsrechtlicher Bestimmungen 
Vom 30. Juni 2021

Aufgrund des § 60 Abs. 2 Satz 4, des § 66 Satz 1, des § 67 
Abs. 5 und des § 75 Nr. 2 des Thüringer Beamtengeset-
zes (ThürBG) vom 12. August 2014 (GVBI. S. 472), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juli 2019 
(GVBl. S. 298) und Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juli 
2019 (GVBl. S. 303), verordnet die Landesregierung und
aufgrund des § 14 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Laufbahn-
gesetzes (ThürLaufbG) vom 12. August 2014 (GVBl. S. 472 
-498-), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
30. Juli 2019 (GVBl. S. 298), verordnet das Ministerium für 
Inneres und Kommunales:

Artikel 1 
Änderung der Thüringer Urlaubsverordnung

Dem § 32 der Thüringer Urlaubsverordnung vom 29. No-
vember 2016 (GVBl. S. 574), die zuletzt durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 3. November 2020 (GVBl. S. 567) geän-
dert worden ist, wird folgender Absatz 3 angefügt:

"(3) Abweichend von § 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 kann für Fäl-
le, in denen die akute Pflegesituation aufgrund der CO-
VID-19-Pandemie aufgetreten ist und die Pflege nicht an-
derweitig gewährleistet werden kann, Sonderurlaub unter 
Fortzahlung der Bezüge in dem in § 9 PflegeZG festgeleg-
ten Zeitraum und Umfang gewährt werden."

Artikel 2 
Weitere Änderung der Thüringer Urlaubsverordnung

Dem § 32 der Thüringer Urlaubsverordnung vom 29. No-
vember 2016 (GVBl. S. 574), die zuletzt durch Artikel 1 
dieser Verordnung geändert worden ist, wird folgender 
Absatz 4 angefügt:

"(4) Abweichend von § 25 Abs. 3 besteht im Kalenderjahr 
2021 der Anspruch auf Sonderurlaub unter Fortzahlung 
der Besoldung auch in den in § 45 Abs. 2a Satz 3 SGB V 
genannten Fällen. Die Nachweispflicht des § 45 Abs. 2a 
Satz 4 SGB V gilt entsprechend."

Artikel 3 
Weitere Änderung der Thüringer Urlaubsverordnung

Die Thüringer Urlaubsverordnung vom 29. November 2016 
(GVBl. S. 574), zuletzt geändert durch Artikel 2 dieser Ver-
ordnung, wird wie folgt geändert:

1.	 Die §§ 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

"§ 4  
Dauer des Erholungsurlaubs

(1) Der Erholungsurlaub beträgt für Beamte, deren re-
gelmäßige wöchentliche Arbeitszeit auf fünf Tage in der 
Kalenderwoche verteilt ist, für jedes Urlaubsjahr 30 Ar-
beitstage. Der Erholungsurlaub nach Satz 1 schließt 
den unionsrechtlich gewährleisteten Mindesturlaub 
nach Artikel 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. No-
vember 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeit-
gestaltung (ABl. L 299 vom 18.11.2003, S. 9) in der je-
weils geltenden Fassung ein.

(2) Beginnt oder endet das Beamtenverhältnis im Lau-
fe des Urlaubsjahres, beträgt der Urlaub für jeden vol-
len Kalendermonat der Dienstzugehörigkeit ein Zwölf-
tel des Erholungsurlaubs nach Absatz 1 Satz 1.

(3) Ist die Arbeitszeit im Durchschnitt des Urlaubsjah-
res auf mehr oder weniger als fünf Arbeitstage in der 
Kalenderwoche verteilt, erhöht oder vermindert sich 
die Anzahl der Urlaubstage nach Absatz 1 Satz 1 im 
Verhältnis der durchschnittlichen Wochenarbeitstage 
zur Fünf-Tage-Woche. Ändert sich die Verteilung der 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit während des 
Urlaubsjahres, ohne dass sich zugleich der Umfang 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ändert, gilt 
Satz 1 für alle zum Zeitpunkt der Änderung noch nicht 
in Anspruch genommenen Urlaubstage entsprechend. 
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(4) Der Erholungsurlaub nach Absatz 1 Satz 1 wird für 
jeden vollen Kalendermonat
1.	 eines Urlaubs ohne Besoldung oder
2.	 einer langfristigen Freistellung von der Arbeit nach 

§ 63 ThürBG
um ein Zwölftel gekürzt. Satz 1 Nr. 1 gilt nicht, wenn 
während einer Elternzeit eine Teilzeitbeschäftigung 
nach § 17 Abs. 4 ausgeübt wird.

(5) Arbeitstage im Sinne dieser Verordnung sind alle 
Kalendertage, an denen Beamte Dienst zu leisten ha-
ben. Endet eine Dienstschicht nicht an dem Kalender-
tag, an dem sie begonnen hat, gilt als Arbeitstag im 
Sinne des Satzes 1 nur der Kalendertag, an dem sie 
begonnen hat. Auf einen Werktag fallende gesetzliche 
Feiertage, für die kein Freizeitausgleich gewährt wird, 
gelten nicht als Arbeitstage.

(6) Bei der Berechnung von Urlaubsansprüchen ent-
stehende Bruchteile eines Tages werden kaufmännisch 
auf ganze Tage gerundet.

§ 5  
Urlaubsanspruch bei Änderung des Umfangs 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit

(1) Ändert sich während des Urlaubsjahres der Um-
fang der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit, ist 
der Urlaubsanspruch für dieses Urlaubsjahr, einschließ-
lich übertragener Urlaubsansprüche, nach Stunden zu 
berechnen. 

(2) Der Urlaubsanspruch nach Absatz  1 ergibt sich 
aus der Summe des für jeden Kalendermonat geson-
dert zu ermittelnden Urlaubsanspruchs. Bei der Be-
rechnung der Stunden ist für jeden Urlaubstag nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 ein Fünftel der individuellen regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit für den jeweiligen 
Kalendermonat zugrunde zu legen. Erfolgen die Än-
derungen nach Absatz 1 im Laufe eines Kalendermo-
nats, ist für die Berechnung in diesem Kalendermonat 
der höhere Umfang der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit maßgeblich.

(3) Von der nach Absatz 2 ermittelten Anzahl der Stun-
den wird die Summe der Stunden für die Urlaubstage 
abgezogen, die bereits in Anspruch genommen wur-
den. Die verbleibende Stundenzahl wird anhand der 
nach der Änderung des Umfangs der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit auf einen Urlaubstag entfallen-
den Stundenzahl in Tage umgerechnet. Ein bei der Be-
rechnung nach Satz 2 verbleibender Urlaubsanspruch 
in Höhe des Bruchteils eines Tages wird als Zeitgut-
haben auf die Arbeitszeit angerechnet. Ergibt sich bei 
der Berechnung nach Satz 1 eine negative Differenz, 
wird diese anhand der nach der Änderung der durch-
schnittlichen Wochenarbeitszeit auf einen Urlaubstag 
entfallenden Stundenzahl in Tage umgerechnet und 
nach § 15 Abs. 2 ausgeglichen. Ein bei der Berech-
nung nach Satz 4 verbleibender Urlaubsanspruch in 
Höhe des Bruchteils eines Tages wird als Zeitschuld 
auf die Arbeitszeit angerechnet.

(4) Abweichend von § 4 Abs. 6 wird ein bei der Be-
rechnung nach Absatz 3 Satz 2 oder 4 entstehender 
Bruchteil kaufmännisch auf die zweite Nachkomma-
stelle gerundet."

2.	 Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt:

"§ 5a  
Erholungs- und Zusatzurlaub für Lehrkräfte  

an staatlichen Schulen

(1) Bei den Lehrkräften an staatlichen Schulen ist der 
nach dieser Verordnung zustehende Erholungsurlaub 
einschließlich eines Zusatzurlaubs durch die Schulfe-
rien abgegolten. 

(2) Bleiben infolge einer dienstlichen Inanspruchnahme 
in den Schulferien die dienstfreien Ferientage hinter der 
Zahl der zustehenden Erholungs- und Zusatzurlaubs-
tage zurück, sind diese außerhalb der Schulferien zu 
gewähren. Satz 1 gilt nach Maßgabe des § 14 bei ei-
ner Erkrankung während der Schulferien entsprechend.

(3) § 5 Abs. 3 Satz 3 und 5 und Abs. 4 finden mit der 
Maßgabe Anwendung, dass ein bei der Berechnung 
verbleibender Bruchteil eines Tages nicht auf die Ar-
beitszeit anzurechnen, sondern entsprechend dem 
Bruchteil als Urlaub abzugelten oder auszugleichen ist."

3.	 § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

"(2) Ein nach § 4 Abs. 1 Satz 1 als Erholungsurlaub 
zustehender Arbeitstag entspricht einem Fünftel der 
individuellen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
der Beamten. Ändert sich der Umfang der regelmäßi-
gen wöchentlichen Arbeitszeit während des Urlaubs-
jahres, berechnet sich der Urlaubsanspruch nach § 5 
Abs. 2. Bei der Berechnung verbleibende Urlaubsan-
sprüche von weniger als einem Fünftel der regelmäßi-
gen wöchentlichen Arbeitszeit werden als Zeitguthaben 
oder Zeitschuld auf die Arbeitszeit angerechnet oder 
im Rahmen der Dienstplanung so ausgeglichen, dass 
eine ganztägige Freistellung erfolgt."

4.	 § 8 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Beamte können auf Antrag den Anteil des Erho-
lungsurlaubs nach § 4 Abs. 1 Satz 1, der die Höhe 
des unionsrechtlich gewährleisteten Mindestur-
laubsanspruchs nach Artikel 7 Abs. 1 der Richtli-
nie 2003/88/EG übersteigt, ansparen."

b)	 In Absatz 2 Satz 3 wird die Verweisung "§ 6 Abs. 2 
Satz 4" durch die Verweisung "§ 6 Abs. 2 Satz 3" 
ersetzt. 

5.	 § 11 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 3 wird die Verweisung "§ 5 Abs. 1 
Satz 2" durch die Verweisung "§ 4 Abs. 5 Satz 2" 
ersetzt.
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b)	 In Absatz 6 Satz 4 wird die Angabe "§ 5 Abs. 2 bis 
4 ist" durch die Angabe "§ 4 Abs. 3 und § 5 sind" 
ersetzt."

6.	 In § 12 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe "§ 5 Abs. 2 bis 4 
ist" durch die Angabe "§ 4 Abs. 3 und § 5 sind" ersetzt. 

7.	 § 15 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung:

"Sofern bei Lehrkräften an staatlichen Schulen der 
Urlaub nicht nach § 5a Abs. 1 abgegolten wurde, 
gilt für die Abwicklung während des in Satz 2 be-
stimmten Übertragungszeitraums § 5a Abs. 2 Satz 1 
entsprechend."

b)	 Folgender Absatz 5 wird angefügt:

"(5) Die für die Gewährung des Urlaubs zuständi-
ge Person oder eine von ihr beauftragte Stelle teilt 
den Beamten von Amts wegen zu Beginn eines je-
den Kalenderjahres den vorhandenen Anspruch 
auf Erholungs- und Zusatzurlaub, getrennt nach 
Kalenderjahren, in Textform mit, fordert zur recht-
zeitigen Beantragung und Inanspruchnahme des 
Urlaubs auf und belehrt für den Fall der Nichtinan-
spruchnahme über den ersatzlosen Verfall nach 
Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 1. Wird die 
Mitteilungspflicht nach Satz  1 nicht oder unvoll-
ständig erfüllt, ist der bis zum Ablauf der Verfalls-
fristen nach Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 1 
nicht beanspruchte unionsrechtlich gewährleistete 
Mindesturlaub nach Artikel 7 Abs. 1 der Richtlinie 
2003/88/EG dem Urlaubsanspruch des Folgejah-
res hinzuzufügen oder unter den Voraussetzungen 
des § 16 abzugelten. Die Beweislast für die Erfül-
lung der Mitteilungspflicht nach Satz 1 liegt bei der 
für die Gewährung des Urlaubs zuständigen Per-
son oder der von ihr beauftragten Stelle."

8.	 § 16 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 2 wird die Verweisung "§ 4 Abs. 1" 
durch die Verweisung "§ 4 Abs. 1 Satz 1" ersetzt.

b)	 In Absatz 3 Satz 2 wird die Verweisung "§ 4 Abs. 5" 
durch die Verweisung "§ 4 Abs. 6" ersetzt. 

9.	 § 17 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 3 Satz 3 wird die Verweisung "§ 3 Abs. 3 
Satz 1 bis 3 der Thüringer Mutterschutzverordnung 
(ThürMuSchVO) in der jeweils geltenden Fassung" 
durch die Verweisung "§ 3 Abs. 3 Satz 1 bis 3 der 
Thüringer Mutterschutzverordnung (ThürMuSch-
VO) vom 2. Juni 2020 (GVBl. S. 289) in der jeweils 
geltenden Fassung" ersetzt.

b)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa)	In Satz 1 wird die Angabe "30 Wochenstunden" 
durch die Angabe "32 Wochenstunden" ersetzt. 

bb)	In Satz 2 werden die Worte "drei Viertel" durch 
die Angabe "80 vom Hundert" ersetzt. 

10.	In § 22 Abs. 3 Satz 4 wird die Verweisung "§ 5 Abs. 2 
bis 4" durch die Verweisung "§ 4 Abs. 3" ersetzt."

11.	§ 23 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	In Nummer 10 wird das Wort "Präsidiums-
sitzungen" durch das Wort "Vorstandssit-
zungen" ersetzt. 

bbb)	Nummer 11 erhält folgende Fassung:

"11. für die aktive Teilnahme
a)	 an Olympischen, Paralympischen 

oder Deaflympischen Spielen, 
Special Olympics, sportlichen 
Welt- und Europameisterschaf-
ten, internationalen sportlichen 
Länderwettkämpfen oder den da-
zugehörigen Vorbereitungskämp-
fen auf Bundesebene, wenn die 
Beamten von einem dem Deut-
schen Olympischen Sportbund 
angeschlossenen Verband als 
Teilnehmer benannt worden sind,

b)	 an Weltcup- oder Europacup-Ver-
anstaltungen, Europapokal-Wett-
bewerben sowie Endkämpfen um 
deutsche oder thüringische sport-
liche Meisterschaften, wenn die 
Beamten von einem dem Deut-
schen Olympischen Sportbund 
angeschlossenen Verband als 
Teilnehmer benannt worden sind,

c)	 an Wettkämpfen beim Internatio-
nalen Deutschen Turnfest;

zu den aktiven Teilnehmern rechnen 
auch die Personen, deren Teilnah-
me nach den jeweiligen Statuten des 
Fachverbandes unter Berücksichti-
gung der Sportart für den sportlichen 
Einsatz der Mannschaft oder der 
Wettkämpfer dringend erforderlich 
ist."

bb)	Satz 2 wird aufgehoben.

b)	 In Absatz 3 Nr. 1 werden die Worte "den Olym-
pischen Spielen" durch die Worte "Olympischen, 
Paralympischen oder Deaflympischen Spielen, 
Special Olympics, Weltcup- oder Europacup-Ver-
anstaltungen" ersetzt.

12.	§ 25 erhält folgende Fassung:
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"§ 25  
Sonderurlaub für Kuren und  
Rehabilitationsmaßnahmen

(1) Sonderurlaub unter Fortzahlung der Besoldung 
wird gewährt für
1.	 eine Kur oder eine stationäre oder ambulante Re-

habilitationsmaßnahme,
2.	 eine Maßnahme der medizinischen Rehabilitati-

on für Mütter und Väter nach § 41 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB V) vom 20. Dezem-
ber 1988 (BGBl. I S. 2482) in der jeweils geltenden 
Fassung,

3.	 die Begleitung eines Kindes des Beamten, das das 
zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder be-
hindert und auf Hilfe angewiesen ist, während ei-
ner Rehabilitationsmaßnahme, wenn die Notwen-
digkeit der Begleitung behördlich (Merkzeichen B) 
oder durch ein medizinisches Gutachten festgestellt 
ist und die Einrichtung bestätigt, dass für eine Er-
folg versprechende Behandlung eine Begleitperson 
notwendig ist oder

4.	 eine durch den behandelnden Arzt verordne-
te familienorientierte Rehabilitation im Fall einer 
Krebs-, Herz- oder Mukoviszidoseerkrankung ei-
nes Kindes des Beamten oder für ein Kind des Be-
amten, dessen Zustand im Fall einer Operation am 
Herzen oder einer Organtransplantation eine sol-
che Maßnahme erfordert.

(2) Als Kinder im Sinne des Absatzes 1 Nr. 3 und 4 gel-
ten leibliche und angenommene Kinder, Stiefkinder so-
wie Kinder in Vollzeit- und Adoptionspflege. Sonderur-
laub nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 wird nur bei Vorlage 
des Anerkennungsbescheids der Beihilfefestsetzungs-
stelle oder des Bescheids der Krankenkasse über die 
Gewährung der Rehabilitationsleistung gewährt. Die 
Maßnahmen des Absatzes  1 müssen entsprechend 
den im jeweiligen Bescheid genannten Festlegungen 
zur Behandlung und zum Behandlungsort durchge-
führt werden.

(3) Dauer und Häufigkeit des Sonderurlaubs bestimmen 
sich nach der Thüringer Beihilfeverordnung oder den 
maßgebenden sozialversicherungsrechtlichen Bestim-
mungen; der Sonderurlaub umfasst auch die Zeiten der 
Hin- oder Rückreise zum oder vom Ort der Maßnah-
me, soweit sie notwendigerweise in die regelmäßige 
tägliche Arbeitszeit fallen. Soweit für eine in Absatz 1 
bezeichnete Maßnahme kein Sonderurlaub unter Fort-
zahlung der Besoldung gewährt wird, ist auf Antrag der 
Beamten Sonderurlaub unter Wegfall der Besoldung 
oder Erholungsurlaub zu gewähren."

13.	Nach § 25 wird folgender § 25a eingefügt:

"§ 25a  
Sonderurlaub aus persönlichen Gründen

(1) Beamten wird Sonderurlaub unter Fortzahlung der 
Besoldung in folgendem Umfang gewährt:
1.	 bei Geburt eines Kindes, soweit sie nicht nach den 

§ 3 ThürMuSchVO von der Dienstleistungspflicht 
entbunden sind, jeweils ein Arbeitstag,

2.	 bei Tod des Ehegatten, eines Kindes, eines El-
ternteils, des eingetragenen Lebenspartners oder 
eines Partners in eheähnlicher oder lebenspart-
nerschaftsähnlicher Gemeinschaft jeweils zwei Ar-
beitstage,

3.	 bei einem Umzug an einen anderen Ort aus dienst-
lichem Grund ein Arbeitstag,

4.	 bei einem 25-, 40- oder 50-jährigen Dienstjubiläum 
jeweils ein Arbeitstag,

5.	 bei ärztlich bescheinigter Erkrankung und bei ärztlich 
bescheinigter Notwendigkeit der Pflege, Beaufsichti-
gung oder Betreuung eines nahen Angehörigen im 
Sinne des § 7 Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes (Pfle-
geZG) vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874 -896-) in der 
jeweils geltenden Fassung ein Arbeitstag im Urlaubs-
jahr,

6.	 bei einer akut aufgetretenen Pflegesituation oder 
akuter Änderung einer bestehenden Pflegesituation 
eines nahen Angehörigen im Sinne des § 7 Abs. 3 
PflegeZG bis zu zehn Arbeitstage für jede pflege-
bedürftige Person,

7.	 bei Erkrankung der Betreuungsperson eines Kin-
des, das das achte Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat oder wegen seiner Behinderung dauernd pfle-
gebedürftig ist, bis zu vier Arbeitstage im Urlaubs-
jahr, 

8.	 bei Elementarschadenereignissen, wenn hierdurch 
das Hab und Gut der Beamten oder ihrer Angehö-
rigen, mit denen sie in demselben Haushalt leben, 
beeinträchtigt oder zerstört wurde, die unmittelba-
re Gefahr von Beeinträchtigung oder Zerstörung 
besteht oder sie selbst von der Evakuierung ihrer 
Wohnstätte betroffen sind, bis zu drei Arbeitstage 
im Urlaubsjahr,

9.	 für ärztlich bescheinigte Maßnahmen im Zusam-
menhang mit der Spende von Organen und Ge-
weben, die nach § 8 des Transplantationsgesetzes 
in der Fassung vom 4. September 2007 (BGBl. I 
S. 2206) in der jeweils geltenden Fassung erfolgt, 
oder der Blutspende zur Separation von Blutstamm-
zellen oder anderen Blutbestandteilen im Sinne des 
§ 9 des Transfusionsgesetzes in der Fassung vom 
28. August 2007 (BGBl.  I S. 2757) in der jeweils 
geltenden Fassung, für die Dauer der notwendi-
gen Abwesenheit.

Aus anderen wichtigen persönlichen Gründen kann, 
wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, Son-
derurlaub unter Fortzahlung der Besoldung im Umfang 
von bis zu höchstens drei Arbeitstagen im Urlaubsjahr 
gewährt werden.

(2) Wenn es nach ärztlicher Bescheinigung erforderlich 
ist, dass die Beamten zur Beaufsichtigung, Betreuung 
oder Pflege ihres erkrankten Kindes der Arbeit fernblei-
ben, eine andere in ihrem Haushalt lebende Person das 
Kind nicht beaufsichtigen, betreuen oder pflegen kann 
und das Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollen-
det hat oder behindert und auf Hilfe angewiesen ist, ist 
anstelle des Sonderurlaubs nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 
Sonderurlaub unter Fortzahlung der Besoldung in dem 
Umfang zu gewähren, wie Arbeitnehmer Anspruch auf 
Freistellung von der Arbeit nach § 45 SGB V geltend 
machen können.
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(3) Bei der Gewährung von Sonderurlaub nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 1, 2 und 7 und Absatz 2 gilt § 25 
Abs.  2 Satz  1 entsprechend. In den Fällen des Ab-
satzes 1 Satz 1 Nr. 5 bis 7 wird Sonderurlaub nur ge-
währt, soweit eine andere Person zur Pflege oder Be-
treuung nicht zur Verfügung steht. Auf Verlangen des 
Dienstherrn ist für eine Gewährung von Sonderurlaub 
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 eine ärztliche Bescheini-
gung über die Pflegebedürftigkeit des nahen Angehö-
rigen im Sinne des § 7 Abs. 4 PflegeZG und ein Nach-
weis über die erforderlichen organisatorischen oder 
pflegerischen Maßnahmen zu erbringen. Zur notwen-
digen Betreuung eines erkrankten Kindes oder eines 
erkrankten oder zu pflegenden Angehörigen im Sinne 
der Absätze 1 und 2 können auch halbe Arbeitstage 
gewährt werden. In dem Fall beträgt die Freistellung 
die Hälfte der für den jeweiligen Arbeitstag festgesetz-
ten regelmäßigen Arbeitszeit. Sofern keine dienstlichen 
Interessen entgegenstehen, können sich Berechtigte, 
wenn sie beide Beamte desselben Dienstherrn sind, 
die Ansprüche nach Absatz 2 gegenseitig übertragen.

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 6 und 7 und 
des Absatzes 2 gilt § 4 Abs. 3 entsprechend. Für Beam-
te nach § 6 Abs. 1, bei denen der Erholungs- und Zu-
satzurlaub nach Stunden berechnet wird, ist in den in 
Satz 1 benannten Fällen auch der Sonderurlaub nach 
Stunden zu berechnen; § 6 Abs. 2 gilt entsprechend."

14.	§ 32 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 3 wird die Verweisung "§ 25 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 6" durch die Verweisung "§ 25a Abs. 1 Satz 1 
Nr. 6" ersetzt.

b)	 In Absatz 4 Satz 1 wird die Verweisung "§ 25 Abs. 3" 
durch die Verweisung "§ 25a Abs. 2" ersetzt. 

c)	 Folgender Absatz 5 wird angefügt:

"(5) Abweichend von § 15 Abs. 5 Satz 1 erfolgt die 
Mitteilung für das Urlaubsjahr 2021 nach dem In-
krafttreten der Thüringer Verordnung zur Fortent-
wicklung urlaubsrechtlicher Bestimmungen vom 
30. Juni 2021 (GVBl. S. 361)."

15.	In § 34 Abs. 1 werden die Worte "und mit Ablauf des 
31. Dezember 2022 außer Kraft" gestrichen.

16.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

Artikel 4 
Änderung der Thüringer Ausbildungs- und  

Prüfungsordnung für die Laufbahn des  
mittleren nichttechnischen Dienstes in der  

Kommunalverwaltung und der  
staatlichen allgemeinen Verwaltung

Die Thüringer Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die 
Laufbahn des mittleren nichttechnischen Dienstes in der 
Kommunalverwaltung und der staatlichen allgemeinen Ver-
waltung vom 10. Februar 2009 (GVBl. S. 279), geändert 

durch Verordnung vom 25. Juni 2013 (GVBl. S. 179), wird 
wie folgt geändert:

1.	 § 3 Abs. 2 wird aufgehoben.

2.	 In § 9 Abs. 7 Nr. 2 wird die Verweisung "den §§ 2 und 4 
der Thüringer Mutterschutzverordnung" durch die Ver-
weisung "§ 3 der Thüringer Mutterschutzverordnung" 
und die Verweisung "§ 14 der Thüringer Urlaubsver-
ordnung" durch die Verweisung "§ 17 der Thüringer Ur-
laubsverordnung" ersetzt.

3.	 § 11 erhält folgende Fassung:

"§ 11  
Urlaub

Erholungsurlaub wird in der Regel während der Prak-
tika gewährt und auf den Vorbereitungsdienst ange-
rechnet. Lehrveranstaltungsfreie Zeiten während der 
fachtheoretischen Ausbildung werden auf den Erho-
lungsurlaub angerechnet. Die Urlaubsansprüche sol-
len bis zum Ende des Vorbereitungsdienstes abgewi-
ckelt werden."

Artikel 5 
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten
1.	 Artikel 1 mit Wirkung vom 29. Oktober 2020 und
2.	 Artikel 2 mit Wirkung vom 5. Januar 2021
in Kraft.

Erfurt, den 30. Juni 2021

Die Landesregierung

Der Ministerpräsident	 Der Minister für Inneres und 	
	 Kommunales

Bodo Ramelow	 Georg Maier


